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1931 | Ausgegeben zu Berlin, den 31. März 1931 | Nr. 11 
. K ernie 


(Ar. 13586.) Geſetz über die vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des — 
für die Hauptſtadt Berlin. Vom 30. März 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 

In Abänderung der Städteordnung für die ſechs öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 und 
des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 nebſt den zu 
ihnen ergangenen abändernden, ergänzenden und erläuternden Vorſchriften wird für die Stadt— 
gemeinde Berlin folgendes vorgeſchrieben: 


I. Organe der Stadtgemeinde verwaltung. 


8 1. 
Verfaſſungsmäßig beſtellte Organe der Stadtgemeinde Berlin ſind: 
1. die Stadtverordnetenverſammlung; 
2. der Stadtgemeindeausſchuß; 
3. der Magiſtrat und der Oberbürgermeiſter. 


Stadtverordnetenverſammlung. 


8 2. 

(1) Durch Anordnung des Vorſitzenden kann ein Stadtverordneter bei grober Ungebühr oder 
wiederholten Zuwiderhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlaſſenen Be— 
ſtimmungen für einen oder mehrere Sitzungstage, höchſtens aber für ſieben Sitzungstage, jedoch 
nicht über ſechs Monate hinaus, aus der Stadtverordnetenverſammlung ausgeſchloſſen werden. 
Der Ausſchluß aus der Stadtverordnetenverſammlung hat den Ausſchluß aus allen Ausſchüſſen 
auf die gleiche Dauer zur Folge. Durch den Ausſchluß verliert der Stadtverordnete den Anſpruch 
auf Erſatzgelder und ſonſtige Vergütungen. 

(2) Auf Antrag des Ausgeſchloſſenen entſcheidet die Stadtverordnetenverſammlung in ihrer 
nächſten Sitzung ohne Ausſprache über die Berechtigung des Ausſchluſſes; erklärt die Stadt- 
verordnetenverſammlung den Ausſchluß für berechtigt, ſo ſteht dem Ausgeſchloſſenen binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Stadtgemeindeausſchuß. 


a 8 3. 

(1) Der Stadtgemeindeausſchuß wird von der Stadtverordnetenverſammlung nach dem 
Verhältniswahlſyſtem aus ihrer Mitte gewählt. 

(2) Die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Stadtgemeindeausſchuſſes beträgt 45. 

(3) Für die Mitglieder des Stadtgemeindeausſchuſſes werden Stellvertreter in der gleichen 
Anzahl beſtellt. Stellvertreter ſind die den Mitgliedern auf demſelben Vorſchlage folgenden Be— 
werber. Scheidet ein Gewählter vor Ablauf der Wahlzeit aus, ſo tritt an ſeine Stelle ein Erſatz⸗ 
mann, der durch die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorſchlags beſtimmt wird. 


8 4. 
Beorſitzender des Stadtgemeindeausſchuſſes mit vollem Stimmrecht iſt der Oberbürgermeiſter. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. April 1931.) 
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8 5. 

(1) Die Sitzungen des Stadtgemeindeausſchuſſes find nicht öffentlich. 

(2) Stadtverordnete, die nicht Mitglieder des Stadtgemeindeausſchuſſes ſind, können den 
Beratungen des Stadtgemeindeausſchuſſes beiwohnen. 

(3) Auf den Stadtgemeindeausſchuß, deſſen Mitglieder und Zuhörer finden die für die 
Stadtverordnetenverſammlung und deren Mitglieder geltenden Vorſchriften entſprechende An— 
wendung, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz etwas anderes ergibt. > 

(4) Der Stadtgemeindeausſchuß kann für Teile feiner Beratungen oder für beſtimmte Mit- 
teilungen die Vertraulichkeit beſchließen. Dieſer Beſchluß bindet auch die beiwohnenden Stadt⸗ 
verordneten. 

(5) Durch Anordnung des Vorſitzenden kann ein Mitglied des Stadtgemeindeausſchuſſes bei 
grober Ungebühr oder wiederholten Zuwiderhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung erlaſſenen Beſtimmungen einſchließlich Abſ. 4 für einen oder mehrere Sitzungstage, 
höchſtens aber für ſieben Sitzungstage, von dem Stadtgemeindeausſchuß ausgeſchloſſen werden. 
Dasſelbe gilt für die Stadtverordneten, die nach Abſ. 2 den Sitzungen des Stadtgemeindeausſchuſſes 
beiwohnen. Die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


Magiſtrat und Oberbürgermeiſter. 
8 6. 


(1) Der Magiſtrat beſteht aus dem Oberbürgermeiſter, zwei Bürgermeiſtern, neun weiteren 
hauptamtlichen beſoldeten und ſechs ehrenamtlichen unbeſoldeten Mitgliedern (Stadträten). 

(2) Der Oberbürgermeiſter, die Bürgermeiſter und die Stadträte werden von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung gewählt. 


8 7. 
Gemeindevorſtand iſt der Magiſtrat, in den Fällen der SS 15, 16, 17 und 23, des S 24 Abſ. 2 
bis 4 und des § 25 der Oberbürgermeiſter. 


§ 8. 
Der Magiſtrat tritt unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters zuſammen. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Oberbürgermeiſters den Ausſchlag. 


89. 

(1) Die hauptamtlichen Mitglieder des Magiſtrats ſind als beſoldete Beamte anzuſtellen. 
Sie werden auf zwölf Jahre gewählt. Die ehrenamtlichen unbeſoldeten Stadträte erhalten eine 
Aufwandsentſchädigung in Höhe von 250 Hell monatlich. Sitzungstagegelder dürfen daneben 
nicht gezahlt werden. 

(2) Wählbar iſt jeder, der zu ſtädtiſchen Ehrenämtern wählbar iſt; jedoch iſt der Wohnſitz 
im Stadtgebiet für die hauptamtlichen beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats nicht Vorausſetzung der 
Wählbarkeit. 

) Der Oberbürgermeiſter wird durch die Aufſichtsbehörde, die übrigen Mitglieder des 

Magiſtrats werden durch den Oberbürgermeiſter vor ihrem Amtsantritte vereidigt. 


- S 10. N a 1 

(1) Zur Erhaltung der Einheitlichkeit der Verwaltung hat der Oberbürgermeiſter regelmäßig 
gemeinſame Beſprechungen des Magiſtrats mit den Bezirksbürgermeiſtern abzuhalten. 

(2) Der Voranſchlag der für die Verwaltungsbezirke im Haushaltsplane der Stadtgemeinde 

Berlin beveitzuftellenden Mittel iſt ſtets zum Gegenſtand der gemeinſamen Beſprechungen zu machen. 
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II. Zuſtändigkeit der Organe der Stadtgemeindeverwaltung. 
Stadtverordnetenverſammlung. 
8 11. 
Der Stadtverordnetenverſammlung liegt ob: 
1. die Beſchlußfaſſung über 
a) die freiwillige Übernahme neuer Selbſtverwaltungsangelegenheiten, 
b) die Schaffung von Anſtalten und Betrieben der Stadt, 
e) die Beteiligung an Unternehmungen, die in Form des öffentlichen oder privaten 
Rechtes betrieben werden, 
d) die Feſtſtellung des Haushaltsplans ſowie die Bewilligung und die Art der Deckung 
außerplanmäßiger Ausgaben, 
e) die Prüfung und Feſtſtellung der Jahresrechnung und die Entlaſtung, 
f) die Feſtſetzung von Gemeindeabgaben und Tarifen, 
g) die Aufnahme jedes lang- oder kurzfriſtigen Darlehens mit Ausnahme der vorüber⸗ 
gehenden Kaſſenkredite, 
h) die Verfügung über ſtädtiſches Vermögen, 
i) den Erwerb von Grundſtücken, 
k) die Übernahme von Bürgſchaften, 
1) die Wahl des Oberbürgermeiſters, der Bürgermeiſter und Stadträte und die Ver— 
ſetzung des Oberbürgermeiſters in den Ruheſtand ſowie die Wahl der Ehrenbeamten, 
m) die Einrichtung oder Aufhebung von Beamtenſtellen ſowie den Erlaß der Beſoldungs— 
ordnung für die ſtädtiſchen Beamten, 
i n) die Stellungnahme der Stadt zu einer Anderung der Gemeindegrenzen; 
die Stadtverordnetenverſammlung iſt befugt, die Beſchlußfaſſung dem Stadtgemeindeausſchuſſe 
für die Dauer ihrer Wahlzeit zu übertragen, 
2. die Beſchlußfaſſung über Ortsſatzungen; 
3. die Vornahme der Wahlen zum Staatsrat. 


§ 12. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung und des Stadtgemeindeausſchuſſes — mit 
Ausnahme von Wahlen — bedürfen der Zuſtimmung des Magiſtrats. Verſagt der Magiſtrat 
einem Beſchluſſe der Stadtverordnetenverſammlung (des Stadtgemeindeausſchuſſes) oder die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung (der Stadtgemeindeausſchuß) einem Beſchluſſe des Magiſtrats die Zu⸗ 
ſtimmung, fo findet $ 36 der Städteordnung für die ſechs öftlichen Provinzen in Verbindung mit 
17 Abſ. 1 Nr. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß zur Herbeiführung 
einer Verſtändigung eine gemeinſame Beratung zwiſchen dem Magiſtrat und dem Stadtgemeinde- 
ausſchuß unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters ſtattfindet. 


ien 


Stadtgemeindeausſchuß. 
8 13. 

(1) Soweit nicht nach 8 11 die Zuſtändigkeit der Stadtverordnetenverſammlung begründet iſt, 
beſchließt der Stadtgemeindeausſchuß mit den Befugniſſen einer Vertretungskörperſchaft. 

(2) In den Fällen, in denen der Stadtgemeindeausſchuß über Angelegenheiten zu beſchließen 
hat, die ihm nach § 11 Nr. 1 übertragen ſind, iſt der Stadtgemeindeausſchuß auf Verlangen des 
Magiſtrats oder von zwei Dritteln der Mitglieder des Stadtgemeindeausſchuſſes verpflichtet, die 
0 elegenheit ohne ſelbſtändige Entſcheidung der Stadtverordnetenverſammlung mit feiner gut- 

chtlichen Stellungnahme zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


42 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 11, ausgegeben am 31. 3. 31. 


Magiſtrat und Oberbürgermeiſter. 
§ 14. 
(1) Der Magiſtrat bereitet die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung und des Stadt- 


gemeindeausſchuſſes vor. Er beſchließt über alle Vorlagen, die der Stadtverordnetenverſammlung 
oder dem Stadtgemeindeausſchuſſe zu machen ſind. 


(2) Er hat nach Anhörung des Stadtgemeindeausſchuſſes für die Stadtgemeinde und die 
Verwaltungsbezirke die zur Einheitlichkeit der Verwaltung erforderlichen Grundſätze aufzuſtellen. 


§ 15. 

(1) Der Oberbürgermeiſter führt die Verwaltung. 

(2) Der Oberbürgermeiſter führt die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung und des 
Stadtgemeindeausſchuſſes, denen der Magiſtrat zugeſtimmt hat, aus. 

(3) Er leitet und verteilt die Geſchäfte und beaufſichtigt die Geſchäftsführung. 

(4) Er iſt Dienſtvorgeſetzter der Beamten der Stadtgemeindeverwaltung ſowie der Bau⸗ 
polizeibeamten der Bezirke und führt die Aufficht über fie. 

(5) Er ſtellt mit Ausnahme der im § 24 Abſ. 1 bezeichneten leitenden Angeſtellten die An- 
geſtellten und Arbeiter der Stadtgemeindeverwaltung an und entläßt ſie. 


8 16. 

(1) Die Bürgermeifter find die ſtändigen Vertreter des Oberbürgermeiſters. Reihenfolge 
ſowie Art und Umfang der Vertretung werden von dem Oberbürgermeiſter geregelt. Für den 
Fall, daß auch die Bürgermeiſter an der Vertretung des Oberbürgermeiſters verhindert ſind, kann 
der Oberbürgermeiſter die Vertretungsbefugnis der Bürgermeiſter (Satz 1) einem Stadtrat 
übertragen. 

(2) Die Stadträte ſind die ſtändigen Vertreter des Oberbürgermeiſters für beſtimmte 
Geſchäftszweige der Stadtgemeindeverwaltung. 


8 17. 


(1) Als Führer der Verwaltung iſt der Oberbürgermeiſter für die Leitung und Beaufſichti⸗ 
gung ſämtlicher Geſchäftszweige verantwortlich. Er iſt berechtigt, die Bürgermeiſter und Stadträte 
mit Weiſungen und Anweiſungen zu verſehen, für die er verantwortlich iſt. 


(2) Als ſtändige Vertreter des Oberbürgermeiſters tragen die Bürgermeiſter und Stadträte 
die Verantwortung für die von ihnen zu erledigenden Geſchäfte, unbeſchadet der Verantwortlichkeit 
des Oberbürgermeiſters für die von ihm erteilten Weiſungen und Anweiſungen. 


(3) Im übrigen bleibt die Rechtsſtellung des Oberbürgermeiſters, der Bürgermeiſter und 
der Stadträte als Mitglieder des Magiſtratskollegiums unverändert. 


III. Bezirksverwaltung. 

8 18. 

Vorſitzender der Bezirksverſammlung mit vollem Stimmrecht iſt der Bezirksbürgermeiſter. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

8 19. 
(1) Die Sitzungen der Bezirksverſammlungen ſind nicht öffentlich. 
(2) § 2 findet entſprechende Anwendung. 

8 20. 


Die ehrenamtlichen unbeſoldeten Mitglieder der Bezirksämter erhalten eine Aufwands⸗ 
entſchädigung in Höhe von 125 AM monatlich. Sitzungstagegelder dürfen daneben nicht gezahlt 
werden. 
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IV. Verhältnis der Stadtgemeinde verwaltung und ihrer Organe 
zu den Verwaltungsbezirken und deren Organen. 
8 21. f 

(1) Über die Zuſtändigkeit der örtlichen Verwaltung in den Verwaltungsbezirken im Ver⸗ 
hältnis zur Stadtgemeindeverwaltung ſind durch Ortsſatzung nach Maßgabe dieſes Geſetzes Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen. : 

(2) Der Beſchluß über den Erlaß der Ortsſatzung bedarf der Genehmigung durch das Staats⸗ 
miniſterium. Kommt die Ortsſatzung innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nicht zuſtande, ſo erläßt das Staatsminiſterium die Satzung. 


8 22. 
() In der Satzung find 
1. der Kreis der von der Stadtgemeindeverwaltung zu verwaltenden und der von den 
Verwaltungsbezirken wahrzunehmenden Selbſtverwaltungsangelegenheiten, 
2. der Kreis der der Stadtgemeindeverwaltung vorbehaltenen und der von den Ver⸗ 
waltungsbezirken wahrzunehmenden Auftragsangelegenheiten 
zu bezeichnen. N 
(2) Die Aufgabenkreiſe (Abſ. 1) find in der Satzung dergeſtalt abzugrenzen, daß 
1. die Angelegenheiten, die wegen ihrer Bedeutung für die geſamte Stadtgemeinde eine 
einheitliche Verwaltung erfordern, als Angelegenheiten der ſtädtiſchen Gemeinſchaft 
von den Organen der Stadtgemeinde, 
2. alle ſonſtigen Angelegenheiten als Angelegenheiten der engeren Bezirksgemeinſchaft 
von den Organen des Verwaltungsbezirkes 5 
verwaltet werden. 
(3) Die Satzung darf Abweichungen von den geltenden Vorſchriften des Kommunalabgaben⸗ 
rechts ſowie von der auf dem Gebiete des Schulweſens getroffenen Regelung nicht enthalten. 


§ 23. 

Die Bezirksämter unterliegen den Weiſungen und Anweiſungen des Oberbürgermeiſters, 
ſoweit auf den den Verwaltungsbezirken übertragenen Verwaltungsgebieten Grundſätze aufgeſtellt 
find. Die Vorſchrift des § 25 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadt- 
gemeinde Berlin vom 27. April 1920 wird aufgehoben. 


V. Städtiſche Beamte. 
A. Stadtgemeindeverwaltung. 
8 24. 

(1) Die Beamten und leitenden Angeſtellten der Stadtgemeindeverwaltung werden auf 
Vorſchlag des Oberbürgermeiſters vom Magiſtrat ernannt, ſoweit es ſich nicht um die im 8 11 
Nr. 1 Buchſt. 1 bezeichneten Beamten handelt. 

(2) Der Oberbürgermeiſter vereidigt die Beamten der Stadtgemeindeverwaltung. 

(3) Er entſcheidet über die Verſetzung dieſer Beamten in den Ruheſtand. 

(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auf die Beamten der Baupolizei in den Ver⸗ 
waltungsbezirken Anwendung. 


B. Bezirksverwaltung. 
8 25. 


100 Über die Verſetzung der Beamten der Verwaltungsbezirke in die Stadtgemeindeverwaltung, 
über die Verſetzung der Beamten der Baupolizei ſowie über die Verſetzung der Beamten der Ver⸗ 
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waltungsbezirke in einen anderen Verwaltungsbezirk entſcheidet der Oberbürgermeiſter nach An⸗ 
hörung der beteiligten Bezirksbürgermeiſter. Auf Ehrenbeamte, Bezirksbürgermeiſter und Stadt- 
räte der Verwaltungsbezirke findet die Vorſchrift des Satzes 1 keine Anwendung. 


VI. Staatsaufſicht. 
§ 26. 
Der Oberbürgermeiſter und die Bürgermeiſter bedürfen der Beſtätigung durch das Staats- 
miniſterium, die Stadträte ſowie die Bezirksbürgermeiſter und die ſonſtigen Mitglieder der Bezirks⸗ 
ämter der Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde. 


8 27. 


Die im Geltungsbereich der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen den ſtädtiſchen 
Organen gegenüber geltenden Vorſchriften über die Staatsaufſicht finden auf den Stadtgemeinde- 
ausſchuß, den Oberbürgermeiſter, die Bezirksverſammlungen und die Bezirksämter entſprechende 
Anwendung. 


Artikel II. N 
Die Wahlzeit der unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats endet mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes. 
Artikel III. 
(1) Das Geſetz tritt mit dem 31. März 1931 in Kraft. 
(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die entgegenſtehenden Vorſchriften außer Kraft. 
(3) Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Anordnungen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. März 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. Hirtſiefer. 
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